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Im Rahmen des neuen ökonomischen Systems der 
Planung und Leitung ist zur Wahrung der Überein­
stimmung zwischen den gesellschaftlichen Erforder­
nissen und den materiellen Interessen der Werktätigen, 
Arbeitskollektive und Betriebe auf dem Gebiet der 
Preise ein System der Kontrolle der Industrie- und 
Einzelhandelsverkaufspreise erforderlich. Das Ziel der 
umfassenden Preiskontrolle besteht darin, daß
— die Beschlüsse der Sozialistischen Einheitspartei 

Deutschlands und des Ministerrates auf dem Gebiet 
der Preise in allen Bereichen der Volkswirtschaft 
durchgeführt werden

— die staatlichen Preisvorschriften und Kalkulations­
richtlinien durchgesetzt werden

— die Einzelhandelsverkaufspreise eingehalten, falsche 
Preisberechnungen aufgedeckt und beseitigt werden

— die Industriepreise für den Kampf um die Senkung 
der Selbstkosten zur Erhöhung der Rentabilität aus­
genutzt werden und die Bildung und Bestätigung der 
Industriepreise auf der Grundlage fortschrittlicher 
Normen und Kennziffern für den Materialeinsatz 
und die Verarbeitungskosten einschließlich der Ge­
meinkosten erfolgt

— die ökonomische Wirkung der Preise im Reproduk­
tionsprozeß von der Forschung und Entwicklung 
über die Produktion bis zum Absatz festgestellt und 
analysiert wird und die Preise, Preisvorschriften und 
Kalkulationsrichtlinien systematisch auf der Grund­
lage der staatlichen Pläne mit den wirtschaftspoliti­
schen Zielsetzungen in Übereinstimmung gebracht 
werden.

Das Amt für Preise hat durch entsprechende Organi­
sierung der Preiskontrolle zu verhindern, daß durch 
Überbetonung von betriebsindividuellen und zweigtypi­
schen Interessen Preise entstehen, die nicht den gesell­
schaftlichen Interessen entsprechen.

Vorsätzliche oder fahrlässige Verletzungen der Preis­
vorschriften sind nach den gesetzlichen Bestimmungen 
zu ahnden, wobei jeder Schematismus bei der Beurtei­
lung dieser Verletzungen zu vermeiden ist.

Ausgehend von dem Beschluß des Ministerrates vom 
31. März 1966 über das vorläufige Statut des Amtes für 
Preise beim Ministerrat der Deutschen Demokratischen 
Republik und dem Beschluß des Ministerrates vom
7. Juli 1966 über die Aufgaben und Verantwortlichkeit 
der Staats- und Wirtschaftsorgane auf dem Gebiet der 
Preise (GBl. II S. 535) ergeben sich für das System der 
Preiskontrolle folgende Grundsätze:

A
Preiskontrollaufgabcn des Amtes für Preise und der 

Räte der Bezirke und Kreise
1. Amt für Preise

Das Amt für Preise organisiert als Organ des Mi­
nisterrates die umfassende Kontrolle der Industrie- 
und Einzelhandelsverkaufspreise. Es ist verant­
wortlich für
— die Kontrolle der Einhaltung der Grundsätze 

und Direktiven auf dem Gebiet der Preise durch 
die Staats- und Wirtschaftsorgane

— die Analyse der Kontrollergebnisse und ihre 
Auswertung mit den Staats- und Wirtschafts­
organen

— die Organisierung des Informationssystems über 
die Kontrollergebnisse im Zusammenwirken und

in Abstimmung mit dem gesamten Informations­
system der Leitungsebenen

— die Festlegung der Grundsätze der Preiskon­
trolle

— die Ausarbeitung von Kontrollmethoden
— die Orientierung der Staats- und Wirtschafts­

organe auf Schwerpunkte der Preiskontrolle.

Die Außenstellen des Amtes für Preise sind als 
operative Kontrollorgane verantwortlich für
— die Revision der Preisarbeit in den wirtschafts­

leitenden Organen, denen Aufgaben bei der 
Preisbestätigung, Preisplanung und Preisanalyse 
übertragen wurden

— die Untersuchung der ökonomischen Wirkung 
der Preise im Reproduktionsprozeß der Zweige 
und Kooperationsverbände bzw. -ketten auf die 
komplexe Rationalisierung, die Senkung der 
Selbstkosten, die Qualitätsverbesserung und die 
Rentabilität

— die Untersuchung der Wirkung der Preise auf 
die Höhe und Struktur des Bedarfs der Volks­
wirtschaft und die Befriedigung der Bedürf­
nisse der Bevölkerung

— die Kontrolle der Entwicklung des Preisniveaus 
von Erzeugnisgruppen unter Ausnutzung stati­
stischer Ergebnisse

— die Information über Auswirkungen auf dem 
Gebiet der Preise, die der volkswirtschaftlichen 
Zielstellung entgegenstehen.

Die Hauptebene der Kontrolltätigkeit der Außen­
stellen des Amtes für Preise sind die WB.
Aus den Erkenntnissen der Kontrolltätigkeit haben 
die Außenstellen den Wirtschaftsorganen und Be­
trieben Hinweise auf wirksame Maßnahmen, die 
zur Verbesserung der Ökonomie der Zweige und 
Betriebe führen, zu geben. Dabei ist insbesondere 
die Entwicklung der Erzeugnisgruppenarbeit und 
die Bildung und Tätigkeit von Kooperationsverbän­
den zu unterstützen. Außerdem sind die Kontroll­
ergebnisse so auszuwerten, daß die Preisvorschrif­
ten und Kalkulationsrichtlinien weiter entwickelt 
werden können.
Der Leiter des Amtes für Preise ist berechtigt, in 
Auswertung der Kontrollergebnisse von Staats- und 
Wirtschaftsorganen sowie Betrieben die Korrektur 
von Preisvorschriften und Preisen, die den gesamt­
staatlichen Interessen entgegenwirken, zu verlan­
gen. Er kann Auflagen zur Verbesserung der Preis­
arbeit erteilen.
Im Ergebnis der Kontrolle der Entwicklung des 
Preisniveaus unterbreiten die Leiter der Außen­
stellen den Generaldirektoren der VVB und dei'en 
Gesellschaftlichen Räten Vorschläge zur Aufnahme 
von Erzeugnisgruppen in den Preisentwicklungs­
plan.
Über beabsichtigte Kontrollen hinsichtlich der Preis­
berechnung in Betrieben und über das Ergebnis 
dieser Kontrollen unterrichten die Leiter der Au­
ßenstellen die Räte der Bezirke, Abteilung Preise, 
bzw. die Räte der Kreise, Referat Preise.
Das Amt für Preise und seine Außenstellen nehmen 
Einfluß auf die Aktivierung der gesellschaftlichen 
Preiskontrolle, insbesondere durch die Gesellschaft­
lichen Räte der VVB, die Produktionskomitees und 
die ökonomischen Aktivs in den Betrieben.


